
Neue Justiz 11/88 467

buchs an den Erwerber. Die Schenkung führt zum Gläubiger­
wechsel, und der Beschenkte nimmt nunmehr die Rechte und 
Pflichten aus dem Sparkontovertrag wahr. Mit der für die 
Abtretungserklärung geforderten Schriftform wird die Sicher­
heit im Sparverkehr gewährleistet und ein mißbräuchlicher 
Umgang mit Spareinlagen verhindert. Damit ist auch die 
Möglichkeit ausgeschlossen, daß Dritte, die im Besitz des 
Sparbuchs sind, sich mit Erfolg auf eine kurz vor dem Tod 
des Sparers schenkungshalber erfolgte mündliche Abtretung 
der Forderung berufen können.

Aufnahme eines weiteren Sparers 
in einen Spargiro- und Sparkontovertrag * §

Zwischen dem Wechsel des Sparers im Spargiro- und Spar­
kontovertrag und der Aufnahme eines weiteren Sparers in 
einen solchen Vertrag besteht ein wesentlicher, bisher nur 
unzureichend beachteter Unterschied: Die Aufnahme eines 
weiteren Bürgers in einen Spargiro- oder Sparkontovertrag 
führt nicht zum Gläubigerwechsel, sondern zur Gläubiger­
und Schuldner m e h r h e i t auf der Sparerseite.

1. Die Aufnahme eines weiteren Sparers in einen beste­
henden Spargiro- oder Sparkontovertrag hat im ZGB und in 
der АО über den Sparverkehr keine Regelung erfahren.13 Es 
handelt sich bei ihr um eine Änderung der bestehenden Part­
nerstruktur (§ 77 Abs. 1 ZGB). Der neu auf genommene Bürger 
erlangt die rechtliche Stellung eines Sparers, der berechtigt 
ist, über die bestehende Forderung zu verfügen. Die Spar­
kasse kann ihm gegenüber mit befreiender Wirkung Auszah­
lungen vornehmen. Umgekehrt kann sie ihn als Vertragspart­
ner zur Erfüllung von Verbindlichkeiten aus dem Vertrags­
verhältnis heranziehen.

Das Bezirksgericht Neubrandenburg und I. Tauchnitz1,5 be­
tonen, daß die Aufnahme eines zweiten Sparers in einen 
Spargiro- oder Sparkontovertrag vorwiegend dazu dient, 
Verfügungen über die Spareinlage im Verkehr mit den Spar­
kassen zu erleichtern. Es besteht allerdings keine Notwen­
digkeit für den Sparer, einen Bürger als weiteren Sparer in 
den Spargiro- oder Sparkontovertrag aufzunehmen, nur um 
ihm die Verfügungsbefugnis einzuräumen. Die bloße Einräu­
mung einer Verfügungsbefugnis über ein Spargirokonto ist 
durch die Eintragung eines Verfügungsberechtigten zu errei­
chen (§ 6 Abs. 1 АО über den Sparverkehr). Bei Sparkonten 
mit Sparbuch kann jeder Vorleger bei der kontoführenden 
Sparkasse über das Guthaben verfügen (§ 240 Abs. 1 ZGB,
§ 14 Abs. 2 АО über den Sparverkehr), so daß auch hier nicht 
die Eintragung eines weiteren Sparers erforderlich ist, um 
ihm die Verfügungsbefugnis einzuräumen.

2. Der Erwerb der Berechtigung an der bestehenden For­
derung verlangt, daß dem in den Spargiro- oder Sparkonto­
vertrag aufgenommenen Sparer im Innenverhältnis die For­
derung zumindest teilweise abgetreten wird. Erst durch die 
Abtretung kann eine gemeinschaftliche Forderung entstehen. 
Obwohl § 240 Abs. 3 ZGB nur den Wechsel des Sparers, nicht 
aber die Aufnahme eines w«Steren Sparers in den Spargiro­
oder Sparkontovertrag erfaßt, hat das Bezirksgericht Neu­
brandenburg diese Bestimmung in dem von ihm zu entschei­
denden, die Aufnahme eines weiteren Sparers betreffenden 
Fall angewendet.

Eine Abtretung der Forderung in jener Höhe, in der der 
zweite Sparer an ihr beteiligt sein soll, müßte nach § 436 
Abs. 1 ZGB erfolgen, der für die Abtretungserklärung nicht 
die Schriftform fordert, sondern die unverzügliche, auf Ver­
langen schriftliche Mitteilung der Abtretung an den Schuld­
ner. Die Mitteilung erhält die Sparkasse mit der Eintragung 
des zweiten Sparers auf der Kontokarte oder seiner Eintra­
gung in das Sparbuch. Diese Eintragungen sind keine Um­
schreibungen i. S. des § 240 Abs. 1 ZGB. Es bedarf keiner Er­
örterung, daß die mündliche Abtretung zu erheblichen Be­
weisschwierigkeiten für den Zweitsparer führen kann.15

Die Anwendung von § 240 Abs. 3 ZGB bei der Aufnahme 
eines weiteren Sparers in den Vertrag läßt sich nur damit 
rechtfertigen, daß es sachgerecht ist, Abtretungen von Forde­
rungen aus Spargiro- oder Sparkontoverträgen — gleich ob 
ein Wechsel des Sparers oder die nachträgliche Herbeifüh­
rung einer Gläubigermehrheit auf der Sparerseite erfolgt — 
einer speziellen Bestimmung zu unterstellen. Es ist nicht zu 
bestreiten, daß damit eine höhere Rechtssicherheit gegeben 
ist. Einheitlicher rechtlicher Maßstab und Gewährleistung 
einer hohen Rechtssicherheit sind also Kriterien, die dazu 
führen, jede Abtretung einer Forderung aus Spargiro- oder 
Sparkontoverträgen der Bestimmung des § 240 Abs. 3 ZGB zu 
unterwerfen.

3. Die Aufnahme eines weiteren Sparers in den Spargiro­

oder Sparkontovertrag erfordert, daß die Sparer ihr Innen­
verhältnis im Hinblick auf die durch Vornahme von Einzah­
lungen entstehende gemeinschaftliche Forderung festlegen, 
wenn unterschiedliche Anteile an der Forderung begründet 
werden sollen. Die Festlegung unterschiedlicher Anteile ist 
nicht an eine Form gebunden, aus Beweisgründen sollte aber 
die Schriftform gewählt werden. Der Sparer, der weitere 
Sparer in einen bestehenden Vertrag aufnimmt, muß eine 
Vereinbarung über das Innenverhältnis treffen, wenn er die 
Wirkung des § 435 Abs. 2 Satz 1 ZGB ausschließen will.

13 Dagegen 1st ln § 5 Abs. 2 PostsparglroAO festgelegt, daß Konto­
verträge durch Eintritt eines zweiten Sparers in den Vertrag 
oder, bei gemeinschaftlichen Konten, durch Ausscheiden eines 
Sparers aus dem Vertrag geändert werden können.

14 Vgl. Urteil vom 2. November 1984 - BZB 32/84 - mit Anm., a. a. O.
15 Ebenda.

Preisbildung beim Kauf von Hunden
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Nach § 139 Abs. 2 ZGB ist der Käufer einer Ware verpflichtet, 
den durch gesetzliche Preisvorschriften festgelegten oder den 
vereinbarten zulässigen Kaufpreis zu zahlen. Die rechtliche 
Beurteilung, ob der vereinbarte Kaufpreis für eine Ware, für 
die es gesetzliche Preisvorschriften nicht gibt, der zulässige 
ist, kann kompliziert sein. In der Regel ist jedoch eine Preis­
obergrenze vorgegeben, die zu überschreiten rechtlich unzu­
lässig ist. (Beim Kauf von gebrauchten Waren z. B. gilt der 
Neuwert als Obergrenze, unter Berücksichtigung des Ge­
brauchswerts und des Prinzips von Angebot und Nachfrage 
kann ein dem Zeitwert entsprechender Preis vereinbart wer­
den.)

Die Preisbildung beim Kauf von Hundewelpen ist deshalb 
problematisch, weil es für den Kauf von Hunden weder ge­
setzlich geregelte Preise noch verbindliche Festlegungen für 
den zu vereinbarenden zulässigen Preis gibt. Lediglich der 
VKSK hat für die in den Rassehundesparten geführten Hun­
derassen eine Preisrichtlinie erarbeitet. Diese legt einen 
Höchstpreis für Welpen von je 700 M fest; handelt es sich bei 
den Elterntieren um besonders wertvolle Tiere, so kann ein 
Höchstpreis bis zu 750 M gefordert werden. Diese Preisricht­
linie ist jedoch unter zivilrechtlichen Gesichtspunkten beim 
Kauf nicht verbindlich, da es sich um ein Dokument handelt, 
das eine gesellschaftliche Organisation für ihre Mitglieder er­
lassen hat. Preisüberschreitungen können demzufolge von 
vornherein nur zu Disziplinarmaßnahmen des VKSK gegen 
das einzelne Mitglied führen.

Somit ist festzustellen, daß beim Kauf von Hunden eine 
freie Preisvereinbarung zwischen den Partnern des Kauf­
vertrags zu treffen ist. Diese muß jedoch mit dem Anliegen 
des Gesetzes in Einklang stehen. Gemäß § 68 Abs. 1 Ziff. 2 
i. V. m. Abs. 2 Satz 2 ZGB ist m. E. die freie Preisvereinba­
rung der Höhe nach insoweit als rechtsunwirksam anzuse­
hen, als moralwidrig ein spekulativer Preis erzielt wird. Als 
spekulativ muß ein Kaufpreis für Hunde dann angesehen 
werden, wenn das Leistungsprinzip und damit das Wertgesetz 
als ökonomisches Gesetz der Warenproduktion grob mißach­
tet werden. Das wäre mit Sicherheit dann gegeben, wenn die 
Höhe des Gewinns prozentual in einem groben Mißverhältnis 
zu den Aufzuchtskosten steht. Dabei darf nicht unberücksich­
tigt bleiben, daß die Hundezucht nicht als gewerbsmäßige 
Einkommensquelle angesehen werden sollte, sondern als Be­
standteil einer aktiven, sinnvollen Freizeitgestaltung.

Um feststellen zu können, ob ein Kaufpreis für Hunde­
welpen spekulativ ist, sind zunächst die Aufzuchtskosten von 
Welpen zu ermitteln. Diese liegen in der Regel rassebedingt 
zwischen 300 und 400 M pro Tier. Da je Wurf durchschnittlich 
mindestens drei Welpen verkauft werden können, ist bei 
einem Verkaufspreis von 700 M je Tier ein Gewinn von 900 
bis 1 200 M (etwa 75 bis 130 Prozent) möglich.

Von diesen Überlegungen ausgehend, sollte m. E. die Preis­
richtlinie des VKSK als Bezugsbasis für die Einschätzung 
des zulässigen Preises beim Kauf von Hundewelpen dienen. 
Eine der Höhe nach unbeschränkte freie Preisvereinbarung 
würde dem gesetzlichen Anliegen der Preispolitik unseres 
Staates widersprechen.

Häufig wird aber für einen Hundewelpen ein Preis von 
2 500 M bis 4 000 M vereinbart. Der somit je Wurf erzielte 
Gewinn von 525 bis 1 233 Prozent oder in Geld ausgedrückt


